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Entschließungsanträg 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/6073 — 


Energiebericht der Bundesregierung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vorlage des Energie- 
berichts der Bundesregierung und unterstreicht die positive 
Bilanz der deutschen Energiepolitik. Die Fortschritte bei der 
Verbesserung der Versorgungssicherheit, der Entlastung der 
Umwelt und der rationellen Verwendung von Energie sowie 
die entspannte Energiepreissituation sind dafür ein deutlicher 
Beweis. Eine sichere, innweltverträghche und preisgünstige 
Energieversorgung ist für unsere Gesellschaft und die Wett- 
bewerbsfähigkeit unserer Volkswirtschaft unerläßlich. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ihre 
an marktwirtschaftlichen Grundsätzen orientierte Energiepoli- 
tik konsequent fortzusetzen und Wirtschaft sowie Verbrau- 
chern begründete und verläßliche Orientierungen zu geben. 

3. Die bisherige Politik war auch deshalb erfolgreich, weil sie von 
einem breiten politischen Konsens aller Parteien getragen 
würde. Der Deutsche Bundestag fordert alle verantwortlichen 
Kräfte auf, in der Energiepolitik wieder zu gemeinsamen 
Grundsätzen zurückzukehren. 

4. Der Deutsche Bundestag hält es für unerläßlich, daß, wie bis- 
her, in Zukunft Energie- und Umweltpolitik eng aufeinander 
abgestimmt werden. Energieversorgung und Umweltschutz 
sind grundsätzlich gleichrangige Ziele einer am Gemeinwohl 
orientierten Politik. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Ziel einer gesicherten Energieversorgung bei mögüchst 
geringen Umweltbelastungen weiterhin hohe Bedeutung ein- 
zuräumen. 

5. Die rationelle und sparsame Energieverwendung muß auch in 
Zukunft ein Schwerpunkt der Energiepolitik sein. Sie trägt zur 
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Ressourcen- und Umweltschonung bei und verbessert die Ver- 
sorgungssicherheit. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
ihre erfolgreiche Einsparpolitik konsequent fortzusetzen. Auch 
bei der rationellen Energieverwendung dürfen staatliche Maß- 
nahmen nur den Marktmechanismus ergänzen. 

6. Die friedliche Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik 
Deutschland ist einschließlich der Entsorgung bei dem hohen 
Sicherheitsniveau weiter verantwortbar. Der Deutsche Bundes- 
tag begrüßt die Initiative der Bundesregierung zur Verbesse- 
rung des internationalen Sicherheitsniveaus. Unverändert güt 
der Grundsatz: Sicherheit hat Vorrang vor Wirtschaftlichkeit. 
Die Nutzung der Kernenergie ist zur Vermeidung zusätzlicher 
Umweltbelastungen, zur Schonung der weltweit begrenzten 
Ressourcen, im Interesse eines wettbewerbsfähigen Strom- 
preisniveaus und als Hochtechnologie in einem modernen 
Industriestaat notwendig. Auf absehbare Zeit sind bessere Ver- 
sorgungsaltemativen in bezug auf Umweltfreundlichkeit, 
Preisgünstigkeit und Versorgungssicherheit nicht verfügbar. 
Der Deutsche Bundestag unterstützt die Absicht der Bundes- 
regierung, alle Chancen für künftige Entwicklungen zu nutzen. 

7. Die Position der deutschen Steinkohle als unverändert bedeu- 
tendster heimischer Energieträger ist mit der Durchführung der 
Verstromungsregelung und dem Abschluß des Hüttenvertra- 
ges gesichert. Der Deutsche Bundestag unterstützt die Absicht 
der Bundesregierung, die auf Kontinuität und politischen Kon- 
sens gestützte Kohlepolitik im Interesse der Versorgungs- 
sicherheit und der im Steinkohlebergbau arbeitenden Men- 
schen fortzusetzen. Ein Verzicht auf Kernenergie gefährdet 
diesen für die Kohle wesentlichen Konsens. Der Deutsche Bun- 
destag erwartet vom Steinkohlenbergbau, daß er zur Begren- 
zung der öffentlichen Lasten alle Rationalisierungsmöglichkei- 
ten ausschöpft. 

8. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, auch 
bei öl und Gas ihre erfolgreiche Politik fortzusetzen. Er sieht in 
der derzeitig entspannten Marktlage einen klaren Beweis für 
die Richtigkeit dieser marktwirtschaftlichen und weltoffenen 
Politik. 

9. Der Deutsche Bundestag hält die Fortsetzung der Förderung 
für emeuerbare Energien für notwendig. Er begrüßt die Ver- 
stärkung der Forschungsmittel, die von der Elektrizitätswirt- 
schaft zugesagte verbesserte Einspeiseregelung für Strom in 
das öffentliche Netz sowie die Absicht der Elektrizitätswirt- 
schaft, sich stärker für emeuerbare Energien zu engagieren. 

Bonn, den 3. Oktober 1986 

Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
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